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An alle
Gemeinden und Gemeindeverbände
und Bezirkshauptmannschaften

sowie nachrichtlich an den

Magistrat der Landeshauptstadt Graz
     
     
     
(
Rechtsabteilung 7

Gemeinden und
Gemeindeverbände
Wahlen und Volksrechte

Bearbeiter: Herr Zach
Tel.:
(0316) 877-2711
Fax:
(0316) 877-

 FORMULARTEXT 
4283
E-Mail: post@ra7.stmk.gv.at

Bei Antwortschreiben bitte
Geschäftszeichen (GZ) anführen

GZ: 
7 - 640 - 4 / 95 - 134

     
Graz, 27.12.2000

Ggst.:
Gemeinden des Landes Steiermark; 

Richtlinien für die Erstellung der

Rechnungsabschlüsse 2000.

Die Gemeinden und Gemeindeverbände werden eingeladen, die Arbeiten zum Rechnungsabschluss 2000 unmittelbar nach dem Ende des Haushaltsjahres 2000 aufzunehmen und das vom Gemeinderat beschlossene Rechenwerk bis spätestens Ende April 2001 der Aufsichtsbehörde (Landesregierung) vorzulegen. Bei der Erstellung sind die Bestimmungen der §§ 75 bis 82 der Gemeindehaushaltsordnung 1977 (GHO) , LGBl. Nr. 22, in der Fassung der Kundmachung LGBl. Nr. 51/1977, sowie der Voranschlags- und Rechnungsabschluss​verordnung - VRV, BGBl. Nr. 787/1996 in der Fassung BGBl. II Nr. 400/1997 zu berücksichtigen.

Die Unterschiedsbeträge zwischen Anordnungssoll und Voranschlagsbetrag sind zu erläutern, wobei das für die Genehmigung zuständige Organ (Gemeinderat) zu entscheiden hat, ab welchem Ausmaß Abweichungen zu erläutern sind. Maßgebend für die Beurteilung, wie weit der Voranschlag eingehalten wurde, ist demnach die Vorschreibung, und nicht die Abstattung. Die in der VRV geforderte Erläuterung stellt eine Beilage dar. Mit diesen Erläuterungen können bessere Einblicke in den Haushaltsvollzug gewonnen werden, und es werden Anhaltspunkte für detaillierte Untersuchungen geliefert, deren Ergebnisse anlässlich der Erstellung des nächsten Voranschlages wieder verwendet werden können.

Die Gemeinden werden dringend eingeladen, Zinsengutschriften bei Rücklagengebarungen (auch bei inneren Anleihen) vor der Erstellung des Rechnungsabschlusses zu veranlassen.

Im Hinblick auf die nötige Haushaltsdisziplin (Stabilitätspakt) und die zum Teil besorgnis​erregende Verschuldung der Gemeinden ist besonders auf die richtige und vollständige Erstellung des Nachweises über die Darlehensschulden und den Schuldendienst (vom Ist) zu achten. Die Gemeinden werden angewiesen, die aushaftenden Darlehensreste (am Anfang bzw. am Ende des Haushaltsjahres) mit den jeweiligen Tilgungsplänen und den bezug​habenden aktuellen Annuitätenvorschreibungen abzustimmen. Des weiteren ist auf die getrennte Darstellung des Gesamtschuldendienstes in einen „durch zweckgebundene Einnahmen bedeckten“ bzw. in einen „durch zweckgebundene Einnahmen nicht bedeckten“ Teil zu achten; die dementsprechende Erstellung des Nachweises ist auch bei computerunterstützter Anlagenerstellung in allen Fällen vorzunehmen.

Im Zusammenhang mit der Ausarbeitung der Schuldenstandsnachweise wird darauf hingewiesen, dass weder Kontenüberziehungen noch Zahlungsverpflichtungen aus über​nommenen Haftungen oder Leasingverpflichtungen darin aufzunehmen sind. Sie sind Gegenstand eigener Nachweise. Lediglich „innere Anleihen“ gemäß § 35 Abs. 2 der GHO können allenfalls angemerkt werden, jedoch nicht in die Berechnung des Verschuldungs​grades aufgenommen werden.

In den Dienstpostenplan gemäß § 17 Abs. 2 Z. 10 VRV sind nach der bisherigen Gliederung alle mit Stichtag 31. Dezember 2000 beschäftigten Dienstnehmer (keine Karenzurlauber, Präsenzdiener und sonstige für längere Zeit vom Dienst Freigestellte) aufzunehmen. Unter „beschäftigt“ versteht man in diesem Zusammenhang, dass die Gemeinde einen Bezug liquidiert.

Wurden Gemeindebedienstete an wirtschaftliche Unternehmungen, insbesondere an solche mit eigener Rechts- oder Gesellschaftsform, oder auch an Verbände „verliehen“, ist der Kostenersatz für die Überlassung bei der Postengruppe 827 darzustellen.

Die Befugnis zur Verfügung über die auf Grund des Voranschlages den anordnenden Stellen zugewiesenen Voranschlagsbeträge erlischt grundsätzlich mit Ablauf des Haushaltsjahres, das heißt per 31. Dezember 2000. Die Inanspruchnahme der Einrichtung des Auslaufmonates (1. bis 31. Jänner 2001) für kassenmäßige Abwicklungen zu Gunsten oder zu Lasten des Haushaltsjahres 2000 kann lediglich als Ausnahmefall gelten. 

Nach dem 31. Dezember 2000 bzw. spätestens nach dem 31. Jänner 2001 sind daher die umfassenden Abschlussarbeiten in Angriff zu nehmen; die Anordnungsbefugnis erlischt jedenfalls mit dem 31. Dezember 2000 endgültig, weshalb die Gemeinden bemüht sein müssen, für die Erbringung der Pflicht​leistungen sowie für die Einbringung der Einnahmen zu sorgen. Kasseneinnahme- bzw. Kassenausgabereste sind nach Möglichkeit zu vermeiden. Als zeitliches Abgrenzungs​kriterium gilt nicht der Zeitpunkt der Lieferung und Leistung, sondern ausschließlich die Fälligkeit.

Gemäß § 54 Abs. 3 GHO sind Einnahmen und Ausgaben, die erst nach dem 31. Dezember 2000 fällig werden, aber schon vor dem 1. Jänner 2001 eingegangen oder geleistet wurden, im Wege der voranschlagsunwirksamen Gebarung in das neue Haushaltsjahr zu übertragen (Übergangsposten auf der Postengruppe 2900 bzw. 3900). Auch hier gilt der Grundsatz der Fälligkeit für die zeitliche und buchmäßige Zuordnung der Einnahmen und Ausgaben, und nicht der, der tatsächlichen Lieferung und Leistung.

Auf die richtige Verbuchung von Entfällen bei Kasseneinnahme- und -ausgaberesten wird besonders aufmerksam gemacht. Sie ist grundsätzlich nach dem Bruttoprinzip beim entsprechenden Ansatz und bei den Posten 690 „Schadensfälle“ bzw. 819 „Abschreibung und Wertberichtigung zu Schulden“ vorzunehmen. Eine Ausnahme hievon bildet die Bestimmung des § 12 Abs. 2 der VRV, wonach bei Rückersatz von Abgaben und von Ausgaben für Leistungen für Personal die Absetzung (Nettoverbuchung) ohne zeitliche Begrenzung möglich ist. Im Rechenwerk selbst dürfen dadurch keine negativen Beträge entstehen.

Aufgrund der erlassenen Bescheide und des sich ergebenden geminderten Soll-Aufkommens an Getränkeabgabe ist darauf zu achten, dass noch im Jahre 2000 Korrekturen im Anordnungssoll bzw. Ist erfolgen. Anderenfalls würden durch die bestehenden Differenzen zwischen den sollmäßigen und kassamäßigen Buchungen schießliche Reste entstehen, die bei einer Berichtigung der Buchhaltung im Jahre 2001 durch Sollverminderung zu negativen Beträgen führen würden. 

Die Korrektur der Buchungen bei der Ausgabenseite auf der Post „Schadensfälle“ bringt in jenen Fällen, wo der Abschnitt 92 (ausschießliche Gemeindeabgaben und Ertragsanteile) als Grundlage für die Finanzkraftberechnung herangezogen wird, eine erhöhte Finanzkraft, was zu finanziellen Nachteilen im Umlagenbereich etc. führen würde.

Wenn die im Jahr 2000 verbuchten Einnahmen an Getränkeabgabe für die Sollberichtigungen nicht ausreichen, ist zusätzlich die VASt. 2/925/8592 „Getränkesteuer – Ersatz“ heranzuziehen. 

Auf die Bestimmungen des § 79 Abs. 3 der Gemeindeordnug 1967 (GemO), LGBl. Nr. 115, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 82/1999, wird gleichfalls besonders aufmerksam gemacht. 


Bei unvorhergesehenen zwingenden Ausgaben, die im Voranschlag nicht vorgesehen sind (außerplanmäßige Ausgaben) oder die den Voranschlag überschreiten (überplanmäßige Ausgaben), hat der Bürgermeister grundsätzlich vor ihrer Leistung einen Beschluss des Gemeinderates zu erwirken, der auch die Bedeckung zu sichern hat. Die „nachträgliche Sanierung“ derartiger Ausgaben im Zusammenhang mit der Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss erscheint unzulässig.
Gemäß § 7 der GHO sind die Ausgaben des ordentlichen Voranschlages mit den Einnahmen auszugleichen. Der Grundsatz des Haushaltsausgleichs gilt auch für den Rechnungsabschluss, weshalb Aufwendungen, die nicht zu den Pflichtausgaben, also Ausgaben, zu deren Leistung die Gemeinde auf Grund von Gesetzen oder Verordnungen dem Grunde und der Höhe nach verpflichtet ist (siehe Anmerkung 14 in Anlage 4 VRV), gehören, weiters Rücklagenbildungen (Allgemeine Rücklage und Sonderrücklagen), Verstärkungsmittel und Anteilsbeträge für außerordentliche Vorhaben nur verrechnet werden dürfen, wenn dadurch der Haushaltsausgleich nicht gefährdet wird. 

Auf keinen Fall darf in der ordentlichen Gebarung ein Soll-Abgang dadurch entstehen, dass Ausgaben, die gemäß den Bestimmungen des § 6 Abs. 3 bis 5 GHO in den außer​ordentlichen Haushalt gehören, in die ordentliche Gebarung aufgenommen werden. So dürfen beispielsweise Beiträge zu Regulierungsbauten oder zu öffentlich-rechtlichen Weggenossenschaften (auch Weggemeinschaften, Hofzufahrten usw.), auch Raumplanungs​aufwendungen, nur dann in der ordentlichen Gebarung verrechnet werden, wenn sie während der gesamten Investitions- und Finanzierungszeit zur Gänze aus ordentlichen Haushaltsmitteln bedeckt werden können, ohne den Ausgleich des ordentlichen Haushaltes zu gefährden. Großreparaturen (z.B. an Wegen) sind nur dann Gegenstand der ordentlichen Gebarung, wenn die obigen Bedeckungsgrundsätze eingehalten werden können.

Werden Gemeinden aus Haftungs- und Bürgschaftsübernahmen zur Zahlung herangezogen, sind diese keinesfalls im Nachweis der Darlehensschulden und des Schuldendienstes darzustellen, sondern im Nachweis über den Stand an Haftungen, wobei die Ausgaben selbst als Schadensfälle bei der Postengruppe 690 zu verbuchen sind. Für die Zuordnung derartiger Aufwendungen in den ordentlichen oder in den außerordentlichen Haushalt gelten ausschließlich die obangeführten Deckungsgrundsätze, keinesfalls aber die Fragen nach Pflicht- oder Ermessensleistungen.

Erstellung der Beilagen

Dem Rechnungsabschluss sind weiters alle im § 82 Abs. 2 GHO angeführten Beilagen anzuschließen. Bemerkt wird, dass gemäß § 76 leg.cit. der Rechnungsabschluss für die Hoheitsverwaltung den Kassenabschluss, die Haushaltsrechnung und die Vermögensrechnung umfasst. Bezüglich der Erstellung und Vorlage der Vermögens- und Schuldennachweise gemäß § 16 VRV mit allen Unterlagen (z.B. Anlagennachweise für Betriebe und betriebsähnliche Einrichtungen) werden hiemit die Bezirkshauptmannschaften neuerlich angewiesen, auf die Vollständigkeit der Rechnungsabschlüsse zu achten und diese erst der Aufsichtsbehörde weiterzuleiten, wenn auch diese Unterlagen gemeindeseits übermittelt wurden. Die Gemeinden werden aufmerksam gemacht, dass aufsichtsbehördlich erst dann eine Prüfung der Finanzlage, z.B. im Zusammenhang mit Förderungsansuchen oder im Hinblick auf Gebarungsabgänge, vorgenommen werden wird, wenn der Rechnungsabschluss in seiner Gesamtheit beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung (Rechtsabteilung 7) vorliegt.

Ein besonderes Augenmerk ist der Erstellung des Nachweises über den Stand an Haftungen zuzuwenden. Hier sind alle Haftungen auf dem aktuellen Stand per 31. Dezember 2000 anzuführen, wie z.B. Ausfallsbürgschaften, Bürge- und Zahlerhaftungen, Haftungen der Gemeinden für Darlehensaufnahmen von Wasserverbänden. Auf Grund der VRV ist dem Rechnungsabschluss ein um den Stand der gegebenen Darlehen erweiterter "Nachweis der noch nicht fälligen Verwaltungsforderungen und -schulden" anzuschließen, wobei der Stand am Beginn des Haushaltsjahres, die Veränderungen (Zu- und Abgänge) während des Haushaltsjahres und der Stand am Ende des Haushaltsjahres nachzuweisen sind. Die Gemeinden werden zur Nachweisung in der Beilage gemäß § 17 Abs. 2 Z. 5 VRV eingeladen. Da von Verbänden Rückzahlungen getätigt werden, ist der aktuelle Haftungsstand gegebenenfalls bei den Sitzgemeinden zu ermitteln.

Da der vollständigen und richtigen Erarbeitung der Soll- und Ist-Zahlen des Abschnittes 92 sowohl bei der Berechnung der Finanzkraft (u.a. für die Finanzzuweisung gemäß FAG) als auch für die Beurteilung des Verschuldungsgrades eine entscheidende Bedeutung zukommt, werden die Gemeinden diesbezüglich gleichfalls zu einer besonders sorgfältigen Nachweisung aufgefordert.

Der Verrechnung der Vergütungen gemäß § 5 Abs. 11 GHO kommt gerade zum Jahresende aus mehreren Gründen, aber insbesondere zwecks Erlangung von umsatzsteuerlichen Vorteilen, eine besondere Bedeutung zu. Die Rechnungsleger wie auch der Prüfungsausschuss haben dieses Verrechnungserfordnis daher besonders zu beachten.

Gemäß § 81 GHO sind sämtliche Rechnungsabschlüsse vom Bürgermeister und vom Gemeindekassier (Finanzreferenten) zu unterzeichnen, womit die Genannten die Verant​wortung für die Richtigkeit derselben übernehmen. 

Die Bezirkshauptmannschaften werden angewiesen, unrichtig oder unvollständig erstellte Beilagen ausnahmslos den Gemeinden zur Berichtigung bzw. Vervollständigung unter Setzung einer möglichst kurzen Nachfrist rückzumitteln.

Fristen und Termine
Der Bürgermeister hat den Rechnungsabschluß 2000 samt Anlagen spätestens bis Ende März 2001 dem Gemeinderat vorzulegen. Die Gemeindekasse hat daher ihrer Verpflichtung gemäß § 41 Z. 5 GHO zur Erstellung des Rechnungsabschlusses in seiner Gesamtheit so rechtzeitig nachzukommen, dass insbesondere die Auflagefrist von 2 Wochen vor der Gemeinderatssitzung gemäß § 88 Abs. 5 der GemO im Hinblick auf den obigen Termin eingehalten werden kann. Darüber hinaus wäre zu beachten, dass der Beschluss über den Rechnungsabschluss gemäß § 131 des Steiermärkischen Volksrechtegesetzes für dringlich zu erklären wäre, da die Auflage des beschlossenen Rechenwerkes ansonsten weitere drei Monate beanspruchen würde!

Gemäß § 89 Abs. 2 GemO bilden die Grundlage für die Beschlussfassung des Gemeinderates über den Rechnungsabschluss der nach § 88 GemO ausgearbeitete Rechnungsabschluss und der nach § 86 Abs. 8 leg.cit. erstellte Bericht des Prüfungsausschusses. 

Diese Bestimmung enthält die Verpflichtung für den Prüfungsausschuss, den Rechnungsabschluss samt allen seinen Beilagen vor dessen Vorlage an den Gemeinderat zu überprüfen und das Ergebnis in einem schriftlichen Bericht festzuhalten.

Aus gegebenem Anlass wird darauf hingewiesen, dass der Rechnungsabschluss ausnahmslos in einer öffentlichen Gemeinderatssitzung zu behandeln ist. Dieses Rechenwerk (Kassen​abschluss, Haushaltsrechnung samt Beilagen, Vermögensrechnung) ist unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zu beraten und zu beschließen (kein Dringlichkeitsantrag, kein Beschluss unter dem TOP. "Allfälliges"). Überdies wird aufmerksam gemacht, dass hiebei keine Befangenheit der Rechnungsleger, d.s. der Bürgermeister und der Gemeindekassier (Finanzreferent), erblickt werden kann; der Bürgermeister behält daher den Vorsitz in der Gemeinderatssitzung und es haben die Rechnungsleger auch den Sitzungssaal nicht zu verlassen.

In jedem Falle ist im Hinblick auf den spätesten Vorlagetermin für den Rechnungsabschluss 2000 in seiner Gesamtheit spätestens per Ende April 2001 (Einlangetermin bei der Rechtsabteilung 7)  das Prüfungsverfahren bei den Bezirkshauptmannschaften einzurechnen. Den Bezirkshauptmannschaften ist das gesamte Rechenwerk samt Beilagen in zweifacher Ausfertigung mit folgenden weiteren Anlagen vorzulegen:

1.
die mit der Anschlags- und Abnahmeklausel versehene Kundmachung über die Auflage des Entwurfs zum Rechnungsabschluss mit den allenfalls dagegen eingebrachten schriftlichen Einwendungen;

2.
die Einladungskurrende zur Gemeinderatssitzung, in der der Rechnungsabschluss beschlossen wurde;

3.
ein amtlich beglaubigter Auszug aus der Niederschrift über diese Gemeinderatssitzung;

4.
die mit der Anschlags- und Abnahmeklausel versehene Kundmachung des Gemeinderats-beschlusses über den Rechnungsabschluss;

5.
Abschriften der Teilrechnungsabschlüsse von Pflichtschulen, der Berufsfeuerwehr und von Verwaltungsgemeinschaften samt den dazugehörigen Beitragsleistungen sowie bei allen anderen Verwaltungs- und Betriebszweigen, die über einen Untervoranschlag bzw. Teilrechnungsabschluss verrechnet werden;

6.
Abschriften der Rechnungsabschlüsse von Standesamtsverbänden, von Staatsbürger-schaftsverbänden und des Abfallwirtschaftsverbandes, allenfalls des Tourismusverbandes und der Verbände nach dem Stmk. Gemeindeverbandsorganisationsgesetz (GVOG);

7.
die Rechnungsabschlüsse der Betriebe, der betriebsähnlichen Einrichtungen und der wirt-schaftlichen Unternehmungen, soweit für diese Untervoranschläge oder Wirtschaftspläne aufgestellt werden.

Die Bezirkshauptmannschaften haben die Rechnungsabschlüsse zu überprüfen, wobei insbesondere auf die richtige Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben unter Beachtung der Bestimmungen der VRV, das Vorliegen aller vorgeschriebenen Beilagen (insbesondere des Vermögensbestands​verzeichnisses und der Anlagennachweise) und das ordnungsgemäße Zustandekommen des Gemeinderatsbeschlusses zu achten ist. Die geprüften Rechnungs​abschlüsse sind mit einer entsprechenden Stellungnahme der Bezirkshauptmannschaft bis Ende April 2001 der Rechtsabteilung 7 vorzulegen. Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohner haben überdies eine Ausfertigung des Rechnungsabschlusses 2000 samt Beilagen direkt dem (Bundes-) Rechnungshof zu übermitteln.

Die Bezirkshauptmannschaften werden eingeladen, die Durchführung der im Gegenstande ergangenen Weisungen zu prüfen und um die genaue Einhaltung der vorgeschriebenen Termine besorgt zu sein. Von der Nichteinhaltung der Vorlagetermine ist von diesen unter Bezugnahme auf den an die Bezirkshauptmannschaften gerichteten Erlass vom 16. Juli 1982,GZ.: 7 - 47 I Re 7/1 - 1982, gleichfalls bis spätestens Ende April 2001 der Aufsichtsbehörde zu berichten.

Für die Steiermärkische Landesregierung:

Der Abteilungsvorstand:

Hofrat Dr. Schille eh.
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